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Präsidium des SSGT äußert große Enttäuschung über die aktuellen Entwicklungen 
beim Kommunalen Finanzausgleich und erwartet nun eine Übergangslösung 
 
  
Die Landesregierung hat gestern angekündigt, dass die Reform des Kommunalen Fi-
nanzausgleiches im Saarland in dieser Legislaturperiode des saarländischen Landtages 
nicht mehr umgesetzt wird. Das Präsidium des SSGT hat hierzu in seiner heutigen Sit-
zung einstimmig den nachfolgenden Beschluss gefasst: 
 

„Das Präsidium des Städte- und Gemeindetags bekräftigt seine große Enttäuschung 
über die Ankündigung der Landesregierung, einen neuen kommunalen Finanzaus-
gleich nicht mehr in dieser Legislaturperiode umzusetzen. Es stellt mit großer Sorge 
fest, dass die dringend notwendige Reform des Kommunalen Finanzausgleichs im 
Saarland weiterhin nicht mit der erforderlichen Verbindlichkeit vorangetrieben wird. 

 
Der SSGT fordert in Abbildung der vorläufigen Erkenntnisse des Gutachtens eine 
Übergangslösung in Form einer Aufstockung des Finanzausgleiches um mindestens 
200 Millionen Euro (beziehungsweise bis zum Inkrafttreten eines neuen KFA) auf die 
Höhe der Kreisumlagen im Jahr 2027 ff..) 

 
Das Präsidium stellt zudem fest:  

Die angekündigte Aufstockung der Investitionszuweisungen im Jahr 2028 um 27 Mil-
lionen Euro beziehungsweise 2027 um 13,5 Millionen Euro ist völlig unzureichend.  
Investive Mittel, die erst ab 2028 in Aussicht gestellt werden, können eine strukturel-
le Unterfinanzierung der kommunalen Haushalte nicht kompensieren. Neben zusätz-
lichen Investitionsmitteln sind vor allem auch strukturell mehr laufendende Haus-
haltsmittel notwendig, um den Rückstand auf die Kommunen bundesweit aufzuho-
len. Der SSGT ist besorgt, dass schon ab 2026 eine dramatische Neuverschuldung 
der Städte und Gemeinde ohne jede konkrete Lösungsperspektive zu erwarten ist.  

 
Der weitere Begutachtungsprozess wird weiter begleitet. Die bewährte, sehr gute 
Abstimmung mit dem LKT fortgesetzt. 
 
Das Präsidium des SSGT hat Verständnis für Städte und Gemeinden, die nunmehr 
selbstständig oder zusammen auch den Klageweg wegen der unzureichenden Fi-
nanzausstattung gehen.“ 
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